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Recht & Steuern | Arbeits-, Lenk- und Ruhezeiten im Fuhrpark
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Das Risiko an langen Arbeitstagen
Verkehrssicherheit | Für Mitarbeiter, die dienstlich mit Pkw unterwegs sind, gelten die Regelungen des Arbeits-
zeitgesetzes. Überdies sind sie für ihre Fahrtüchtigkeit aber auch selbst verantwortlich.

  Ein typischer Tagesablauf eines Mitarbeiters mit Dienstwagen: Er 

fährt mit seinem Firmenwagen zu Kunden. Dabei kann die Fahrstrecke 

durchaus an einigen Tagen sogar mehrere hundert Kilometer betra-

gen. Dazu kommen zeitintensive Kundengespräche vor Ort und am 

Abend die lange Rückfahrt mit dem Dienstwagen. Alles in allem ein 

sehr langer Arbeitstag. Wie verhalten sich Arbeitgeber und Mitarbeiter 

gesetzeskonform? Wer trägt das Risiko, etwa bei einem Unfall?

Zunächst ist für den klassischen Pkw-Fuhrpark festzuhalten, dass 

bei Mitarbeitern, die ein Fahrzeug unter 2,8 Tonnen fahren, die EG-

Verordnungen in Bezug auf die Lenk- und Ruhezeiten sowie das 

Fahrpersonal gesetz nicht zur Anwendung kommen.

Die in der Fahrpersonalverordnung (FPersV) vorgegebenen Lenk- 

und Ruhezeiten gelten für den gewerblichen Güterverkehr ab 3,5 

Tonnen zulässigem Gesamt gewicht. Jedoch müssen bereits ab ei-

nem zulässigen Gesamtgewicht von 2,8 Tonnen Aufzeichnungen 

über die Lenkzeiten, alle sonstigen Arbeitszeiten, die Lenkzeitunter-

brechungen und die Ruhezeiten geführt werden (handschriftlich 

nach den Vorgaben der FPersV, wenn kein Aufzeichnungsgerät vor-

handen ist). Wenn Fahrten mit größeren Pkw oder Kleintransportern 

mit Anhängern anstehen, könnte diese Gewichtsgrenze durchaus 

schnell erreicht werden.

Arbeitszeitgesetz | Bei Pkw gelten aber grundsätzlich nur die  

Regelungen des Arbeitszeitgesetzes (ArbZG). Auch die Zeiten, die 

der Mitarbeiter am Steuer sitzt, sind als Arbeitszeiten zu werten und 

zu den sonstigen dazuzuzählen. Die Arbeitszeit darf insgesamt zehn 

Stunden pro Tag nicht überschreiten. Nach dem Arbeitszeitgesetz 

muss dem Mitarbeiter spätestens nach sechs Stunden Arbeitszeit  

eine Pause gewährt werden. Die Pause muss bei einer Arbeitszeit von 

sechs bis neun Stunden mindestens 30 Minuten, bei mehr als neun 

Stunden insgesamt 45 Minuten betragen. Kann der Mitarbeiter auf-

grund der langen Fahrzeit seine Arbeit einschließlich Hin- und Rück-

fahrt nicht innerhalb von zehn Stunden erledigen, hat ihm der Ar-

beitgeber die Möglichkeit zur auswärtigen Übernachtung zu bieten.

So weit die Theorie. Die Praxis sieht anders aus. Wie soll sich der Mit-

arbeiter bei unvorhersehbaren Staus oder ungeplant längeren Bespre-

chungsterminen vor Ort verhalten? Muss er ein Hotel buchen, wenn er 

nach zehn Stunden Arbeitszeit (nur) noch 200 Kilo meter fahren müss-

te, um am selben Tag nach Hause zu kommen? Und was geschieht, 

wenn es zu einem Unfall kommt, etwa wegen Übermüdung am Steu-

er – kann die Berufsgenossenschaft dann die Zahlung verweigern? Dies 

alles sind Fragen, die so manchen Dienstwagenfahrer bewegen.

Schutz der Berufsgenossenschaft | Zunächst zur Berufsgenossen-

schaft und zum Versicherungsschutz. Die Berufsgenossenschaft ist 

nicht zuständig für die Überwachung des Arbeitszeitgesetzes. Ein 

Mitarbeiter unterliegt daher grundsätzlich auch dann dem Schutz 

der gesetzlichen Unfallversicherung, wenn er länger arbeitet, als es 

das ArbZG erlaubt. 

Eine Ausnahme hiervon besteht allerdings dann, wenn der Mitar-

beiter vom Arbeit geber (besser Vorgesetzten) eine klare Vorgabe hatte, 

bei Überschreitung der Höchstarbeitszeiten etwa ein Hotel zur Über-

nachtung aufzusuchen. Widersetzt sich der Mitarbeiter einer solchen 

Anweisung, so handelt er eigenwirtschaftlich, was bedeutet, dass der 

Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung dann infrage gestellt ist.

Gerade der Arbeitgeber selbst sollte aber ein Interesse daran  

haben, dass sich die Mitarbeiter an die Arbeitszeiten halten. Handelt 

er zum Beispiel grob fahrlässig, indem er sehenden Auges Termin-

planungen mit Arbeitszeitüberschreitungen zulässt oder sogar an-

ordnet, dann sind Regressforderungen von der Berufsgenossenschaft, 

Fahren, bis die Augen zufallen | Bei weiter Anreise zu Terminen 

mit anschließender Rückfahrt übersteigen Geschäftsreisende am 

Steuer oft die erlaubte Arbeitszeit
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aber auch von möglichen Unfallgegnern 

denkbar.

Auch wenn die Lenk- und Ruhezeiten bei 

der Verwendung eines Pkw nicht greifen, so 

sollten bei der Planung des Terminkalenders 

eines Mitarbeiters keine dauernden erheb-

lichen Verstöße gegen die Arbeitszeitregelun-

gen hingenommen werden. 

Wenn der Mitarbeiter als Selbstfahrer un-

terwegs ist, wird die Fahrzeit als Arbeitszeit an-

gesehen. Mitarbeiter mit Außenterminen sollten daher am Tag ein-

schließlich der Fahrzeit maximal zehn Stunden tätig sein. Eine Erkenntnis, 

die sich auch unter dem Aspekt der Reduzierung möglicher Schäden 

leider noch nicht in allen Unternehmen durchgesetzt hat.

Eignungsfrage und Sorgfaltspflicht | Neben den Fragen des 

ArbZG und möglicher Haftungsfragen wird aber sehr oft von den 

Mitarbeitern, also den betroffenen Fahrern selbst, die drohende 

Eignungsfrage übersehen, die auch strafrechtlich relevant ist.

Zunächst ist grundsätzlich festzuhalten, dass eine Verkehrs-

unsicherheit des Fahrzeugführers auch durch Übermüdung gege-

ben sein kann. Nicht gemeint ist schon jede Ermüdung geringen 

Grades, wie bei jedem Menschen nach getaner Arbeit, sondern  

eine erhebliche Übermüdung, die geeignet ist, zu einer fehlerhaften 

Fahrweise zu führen. 

Wer unter diesen Umständen noch ein Fahrzeug führt, verletzt 

seine Sorgfaltspflichten als Kraftfahrer. Wer sich nicht (mehr) fahr-

tüchtig fühlt (auch im Falle einer Über müdung), darf die Fahrt nicht 

fortsetzen. Ein Autofahrer handelt in diesem Sinne grob fahrlässig, 

wenn er sich über typische Ermüdungsursachen und/oder deutliche 

Ermüdungsvorzeichen hinwegsetzt. 

Die angesprochenen Vorzeichen müssen allerdings derart deut-

lich sein, dass sich jedem pflichtbewussten Fahrer die Einsicht der 

eigenen Fahruntüchtigkeit geradezu aufdrängen würde. Indizien 

sind beispielsweise lange nächtliche Autobahnfahrten ohne Pausen. 

Dabei handelt es sich jedoch nur um Indizien einer Übermüdung 

am Steuer. Der Fahrer muss die Anzeichen zudem auch selbst wahr-

genommen haben. Er muss bei langen Fahrten der Ermüdung durch 

geeignete Pausen vorbeugen. Wer bei überschnellem Fahren – die 

Rechtsprechung lässt die genauere Definition offen – einschläft,  

handelt in aller Regel grob fahrlässig.

Was die eigene Erkennbarkeit einer Übermüdung anbelangt, so 

war die Rechtsprechung lange Zeit zurückhaltend, indem sie unter-

stellte, dass eine Übermüdung nicht stets voraussehbar sei. Neuere 

Urteile legen an die ständige Selbstreflektion eines sorgfältigen Kraft-

fahrers jedoch deutlich strengere Maßstäbe an. Es drohen sogar straf-

rechtliche Konsequenzen.

Nach § 315c Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b.) StGB macht sich derjenige 

strafbar, der „im Straßenverkehr ein Fahrzeug führt, obwohl er infolge 

geistiger oder körperlicher Mängel nicht in der Lage ist, das Fahrzeug 

sicher zu führen“. Unter diese Tatbestandsbeschreibung des StGB fällt 

auch die Übermüdung. Abzustellen ist, wie schon erwähnt, auf den 

Grad der Übermüdung. 

Eigenverantwortlichkeit des Fahrers | Die Rechtsprechung ver-

langt in diesem Zusammenhang von jedem Kraftfahrer, dass er sich 

vor Antritt einer Fahrt immer wieder neu vergewissert, ob er nach 

seinen körperlichen und geistigen Fähigkeit überhaupt (noch) im-

stande ist, den Erfordernissen des Straßenverkehrs gerecht zu wer-

den. Anderenfalls verletzt der Autofahrer seine Sorgfaltspflichten. 

Kommt es dennoch zu einem Ver kehrsunfall wegen Übermüdung, 

hängt die  Beantwortung der Frage, ob die durch den Autofahrer  

Dr. Michael 
Ludovisy | 
Rechtsanwalt 

und Rechtsexperte 

von Autoflotte

begangene Sorgfaltspflichtverletzung für die-

sen vorhersehbar und damit letztlich ver-

meidbar war, von seinen persönlichen Kennt-

nissen und Fähigkeiten, der Intelligenz und 

der Selbstkritik des Fahrers ab (BGH, Entschei-

dung vom 17. November 1994, Az. 4 StR 

441/94, DAR 1995, 114). Nach Ansicht des BGH 

gibt es allerdings einen anerkannten Erfah-

rungssatz dahingehend, dass ein Kraftfahrer, 

bevor er am Steuer einschläft, stets deutliche 

Zeichen der Ermüdung (Übermüdung) an sich wahrnimmt oder  

zumindest wahrnehmen kann. Dies bedeutet, dass bei einer Über-

müdung mit Verkehrs unfall immer Fahrlässigkeit im Raum steht – 

mithin also auch eine Strafbarkeit. 

Allein aus diesem Grund kann nur jedem Autofahrer bei unklarer 

Ursache für einen Verkehrsunfall dringendst davon abgeraten wer-

den, sich zur Sache (Fahrstrecke, Fahrdauer, letzte Pause etc.) ein- 

zulassen, bevor er sich anwaltlich hat beraten lassen.

Für den Inhaber eines Dienstwagens bleibt also zuallererst fest-

zuhalten, dass an langen Arbeitstagen gemäß dem ArbZG die dienst-

lichen Fahrzeiten grundsätzlich zur Arbeitszeit gehören. Überdies ist 

der Mitarbeiter in seiner Eigenschaft als Führer eines Pkw für seine 

Fahrtüchtigkeit eigenverantwortlich. Damit trägt er in erster Linie 

selbst die Verantwortung, ob und wie lange er nach einem langen 

Arbeitstag seine Heimreise mit dem Pkw antritt. 

 | Dr. Michael Ludovisy
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Restwertangebot der Versicherers | 
Keine Wartepflicht des Geschädigten

  Eine Wartepflicht des Unfallgeschädigten 

wegen der Veräußerung des Unfallfahrzeuges 

oder eine Informationspflicht gegenüber 

dem regulierungspflichtigen Haftpflichtver-

sicherer, um diesem eine Unterbreitung eines 

eigenen Restwertangebotes zu ermöglichen, 

besteht nicht.

AG Michelstadt, Entscheidung vom 6.7.2015,  

Az. 1 C 209/14, Schwacke Schadenpraxis 2015, 306

Fahrtenbuch | Zeit bis zur Anordnung

  Ein Zeitraum von mehr als 21 Monaten, 

der nach Einstellung des Ordnungswidrig-

keitenverfahrens bis zum Erlass der Anord-

nung zum Führen eines Fahrtenbuchs ver-

gangen ist, übersteigt die Zeitspanne, bei der 

die Fahrtenbuchauflage als noch verhältnis- 

mäßig angesehen werden kann.

VG Freiburg, Entscheidung vom 10.6.2015,  

Az. 4 k 1025/15, Der Verkehrsanwalt 2015, 227

Zeitlich kurze Unfallflucht | Kein 
Regress der Haftpflichtversicherung

  Eine Obliegenheitsverletzung in Form einer 

Verkehrsunfallflucht nach E.1.3.AKB ist nicht 

ursächlich, wenn der Fahrer einige Minuten 

nach dem Unfall von der Polizei „gestellt“ 

wird. Dem erkennenden Gericht war nicht 

ersichtlich, welche andere Unfallregulierung 

der Versicherer hätte vornehmen wollen, 

wenn der Fahrer nach dem Unfall in gleicher 

Weise den Hergang geschildert hätte; schließ-

lich wurde der Fahrer an Ort und Stelle nur 

wenige Minuten nach dem Unfall gestellt.

AG Dortmund, Entscheidung vom 30.1.2015,  

Az. 436 C 5546/13, r+s 2015, 443

Falschberatung der Werkstatt | Nutzungs-
ausfallentschädigung für den Kunden

  Nutzt ein Werkstattkunde sein Auto aufgrund 

einer falschen Auskunft eines Werkstattmitarbei-

ters nicht (hier: der vom Mitarbeiter geäußerte 

Verdacht auf einen Motor- beziehungsweise  

Getriebeschaden), so steht ihm ein Anspruch auf 

Nutzungsausfallentschädigung zu. Denn den 

Werkstattunternehmer trifft die vertragliche Ne-

benpflicht, den Kunden richtig aufzuklären und 

zu beraten.

OLG Oldenburg, Entscheidung vom 26.6.2014,  

Az. 1 U 132/13, DAR 2015, 527

Überschwemmungsschaden | Auch nach 
starkem Regenguss auf der Fahrbahn

  Von einer Überschwemmung ist auch dann 

auszugehen, wenn eine Straße durch einen Wol-

kenbruch überflutet ist. Von der unmittelbaren 

Einwirkung dieser Überschwemmung ist auszu-

gehen, wenn sich der Autofahrer nicht mehr 

durch geeignete Gegenmaßnahmen entziehen 

kann. Es liegt also bei einem starken Regenguss 

eine Überschwemmung nach der Klausel der 

Ziffer A 2.2.3. der AKB vor, wenn das Wasser in 

erheb lichem Umfang nicht auf normalem Weg 

abfließt, sondern die Straße überflutet.

LG Bochum, Entscheidung vom 21.4.2015,  

Az. 9 S 204/14; zfs 2015, 513

Untersuchungspflicht | Marderschaden ist 
nicht mit Unfallschaden zu vergleichen

  Ein gewerblicher Autohändler ist beim Verkauf 

eines Kraftfahrzeuges nicht verpflichtet, zu unter-

suchen, ob in der Reparaturhistorie des verkauf-

ten Fahrzeugs Marderschäden aufgetaucht sind. 

Ein Marderschaden kann hinsichtlich der Unter-

suchungspflicht eines Händlers vor dem Weiter-

verkauf eines Fahrzeugs nicht mit einer unter-

lassenen Untersuchung im Hinblick auf einen 

Unfallschaden gleichgestellt werden.

LG Aschaffenburg, Entscheidung vom 27.2.2015,  

Az. 32 O 216/14, DAR 2015 531

Fiktive Abrechnung | Auch Verbrin-
gungskosten sind erstattungsfähig

  Verbringungskosten können auch bei fikti-

ver Abrechnung als Schadensersatz geltend 

gemacht werden. Sie sind zu ersetzen, wenn 

diese bei einer Reparatur in einer (regionalen) 

markengebundenen Fachwerkstätte üblicher-

weise (ortsüblich) anfallen. (AG Darmstadt).

Gleiches gilt für Beilackierungskosten, 

Verbringungskosten und UPE-Aufschläge  

bei fiktiver Abrechnung und ortsüblichem 

Anfall (AG Lübeck).

AG Darmstadt, Entscheidung vom 10.6.2015,  

Az. 308 C 52/14, Schwacke Schadenpraxis 2015, 302; 

AG Lübeck, Entscheidung vom 12.5.2015, Az. 30 C 

79/14, Schwacke Schadenpraxis 2015, 302

Sachverständiger | Keine Befangenheit 
wegen Internetauftritt

  Veröffentlicht ein gerichtlich bestellter Kfz-

Sachverständiger Aussagen und Stellung-

nahmen auf einer verbraucherfreundlichen 

Internet-Plattform, ist hierdurch nicht die An-

nahme einer Befangenheit gerechtfertigt – 

zumindest solange kein Bezug zu einer in 

einem Beweisverfahren erfolgenden Begut-

achtung besteht.

OLG Hamm, Entscheidung vom 26.2.2015,  

Az. 1 W 86/14, NZV 2015, 451

Neufahrzeugkauf | Inhalt der Aussage 
einer AKB-Neuwertklausel 

  In der Klausel der Allgemeinen Bedingun-

gen für die Kfz-Versicherung zur Höhe einer 

Neuwagenentschädigung: „Der Neupreis ist 

der Betrag, der für den Kauf eines neuen 

Fahrzeugs in der Ausstattung des versicher-

ten Fahrzeugs oder – wenn der Typ des ver-

sicherten Fahrzeugs nicht mehr hergestellt 

wird – eines vergleichbaren Nachfolge- 

modells am Tag des Schadensereignisses auf-

gewendet werden muss“, kommt nur zum 

Ausdruck, dass der Neupreis des versicherten 

Fahrzeugs zuzüglich zwischenzeitlicher Preis-

steigerungen die Obergrenze für die Entschä-

digungsleistung bildet. Eine Bindung des 

Geschädigten an denselben Händler und/

oder Fahrzeugtyp ist davon nicht beinhaltet.

KG Berlin, Entscheidung vom 9.1.2015,  

Az. 6 U 100/14, R+s 2015, 444
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